[image: image1.png]VSAV VEREINIGUNG SCHWEIZERISCHER AMTSVORMUNDINNEN UND AMTSVORMUNDE
ASTO 'ASSOCIATION SUISSE DES TUTRICES €1 TUTEURS OFFICELS
ASTU 'ASSOCIAZIONE SVIZZERA DELLE TUTRICI E DEI TUTORI UFFICIALl





Übertragung einer Erziehungsbeistandschaft: Beibehaltung oder Auswechslung des Mandatsträgers?

Sachverhalt

Anlässlich einer Übertragung einer Erziehungsbeistandschaft über einen Jugendlichen an unsere Gemeinde stellte sich die Frage, ob der bisherige private Beistand, der erst kürzlich an die Stelle einer Amtsbeiständin getreten ist, anlässlich des Wohnsitzwechsels übernommen werden sollte oder nicht.

Nach Abklärungen mit dem Verbeiständeten und dessen Eltern sind wir der Ansicht, dass der bisherige Mandatsträger nicht übernommen werden sollte und eine Amtsperson unseres Dienstes eingesetzt werden sollte. Der Verbeiständete und die Eltern wurden persönlich angehört und dem vorgesehenen neuen Beistand vorgestellt. Sie sind mit dem Wechsel ohne weiteres einverstanden.

Nicht einverstanden ist jedoch der bisherige Mandatsträger. Er ist der Ansicht, dass wir die Massnahme inkl. Mandatsträger unverändert zu übernehmen hätten, zumal er ja gewillt und fähig sei, sein Amt weiterhin auszuüben. Ihm wurde bereits erklärt, dass die übernehmende Behörde von Amtes wegen Anpassungen an der Massnahme vornimmt, wenn dies nötig erscheint.

Mit der Übernahme halten wir es bisher so, dass wir auf das Übernahmedatum eine neue Amtsperiode beginnen und den Berichtsrhythmus entsprechend neu beginnen. Für die Amtszeit bis zur Übertragung ist der bisherige Amtsträger ja auch der bisherigen Behörde Rechenschaft schuldig, welche ihn mit der Genehmigung auch zu entlasten hat.
Frage

Mir ist nicht klar, wie es sich mit der Rechtsstellung des bisherigen Mandatsträgers gegenüber der übernehmenden Behörde verhält. Er wurde ja von der abgebenden Behörde für eine Amtsperiode gewählt. Bewirkt die Übertragung automatisch das Ende der Amtsperiode unter der alten Behörde? Ist die neue Behörde (von methodischen Gesichtspunkten einmal abgesehen) in irgend einer Form an die Wahl durch die abgebende Behörde gebunden?

Hat der bisherige Mandatsträger einer Erziehungsbeistandschaft anlässlich einer Übertragung der Massnahme an eine andere Gemeinde einen grundsätzlichen Anspruch darauf, dass er sein Amt bis zum Ablauf jener Periode weiterführen kann, für welche er von der einsetzenden Behörde gewählt wurde, ungeachtet der Übertragung an eine andere Gemeinde?

Erwägungen

1. Die Fälle, in denen das vormundschaftliche Amt endet, sind in den Art. 441 – 445 ZGB erwähnt. Die Übertragung der Massnahme fehlt als eigene Kategorie. Dementsprechend ist in der Lehre auch umstritten, ob bei Übertragung einer Massnahme die übernehmende Vormundschaftsbehörde die Pflicht und das Recht habe, einen neuen Mandatsträger zu bestimmen (zur Kontroverse und den verschiedenen Standpunkten vgl. Berner Kommentar Schnyder/Murer, N 108 zu Art. 377 ZGB).


2. Der herrschenden Meinung und üblicher Praxis folgend ist davon auszugehen, dass die fehlende Regelung eine Gesetzeslücke darstellt und die übernehmende Vormundschaftsbehörde befugt ist, bei Übernahme der Massnahme einen neuen Mandatsträger zu bestellen, und zwar auch dann, wenn der bisherige Mandatsträger die Voraussetzungen für eine Amtsenthebung nicht erfüllt und auch kein Ausschliessungs- oder Ablehnungsgrund vorliegt (Martin Good, Das Ende des Amtes des Vormundes, § 6 N39). Die Begründung ergibt sich aus dem Bedürfnis nach Betreuung des Mündels durch die lokalen vormundschaftlichen Organe (Schnyder/Murer, a.a.O.), aber auch aus dem Umstand, dass die Verantwortlichkeiten von der abgebenden an die übernehmende Vormundschaftsbehörde übergehen. Dieser Übergang erfordert einen Schlussbericht, allenfalls eine Schlussrechnung, eine Entlassung des bisherigen Mandatsträgers durch die bisherige Vormundschaftsbehörde und die Möglichkeit, eine Verantwortlichkeitsklage gegen die abgebende Vormundschaftsbehörde einreichen zu können, was nicht möglich ist ohne Schlussbericht und Entlassung (Art. 453 ZGB).


3. Das vormundschaftliche Mandat ist kein subjektives Recht des Mandatsträgers gegenüber einer Vormundschaftsbehörde (BGE 117 IA 506). Die Vormundschaftsbehörde hat im ausschliesslichen Interesse der betreuten Person sicherzustellen, dass eine geeignete mündige Person ernannt wird. Sprechen Gründe gegen eine Fortsetzung des Mandates, weil die örtliche Zuständigkeit gewechselt hat, so hat die Vormundschaftsbehörde einen neuen Mandatsträger zu wählen, was in jedem Einzelfall zu prüfen ist (Schnyder/Murer, a.a.O.).


4. An sich sollte ein Mandat nicht übertragen und übernommen werden, wenn über die Frage der Mandatsführung zwischen den beteiligten VB keine Einigung erzielt worden ist (Good, § 6 N 43). Um einen neuen Mandatsträger ernennen zu können, muss der bisherige von seinem Amt entbunden und zur Schlussberichtsablage eingeladen worden sein. Das geschieht in aller Regel durch die abgebende Behörde (zum konkreten Vorgehen vgl. die Empfehlungen der VBK in ZVW 2002, namentlich Schema mit Erläuterungen S. 218 ff.). Wenn Sie die Massnahme übernommen haben, ohne das der bisherige Beistand von der bisherigen VB zur Berichtsablage eingeladen worden ist oder ausdrücklich gegenseitig vereinbart wurde, dass der bisherige Beistand das Mandat weiterführt, ist etwas schief gelaufen. Schiefgelaufene Verfahren zu reparieren führt oft zu hinkenden Lösungen. Wer sollte hier nun den Beistand „absetzen“ und zur Schlussberichtsablage einladen? Nach Ihrer Schilderung des Sachverhalts bleibt vermutlich keine andere Wahl, als die Ablehnungsgründe der Familie und des Beistandes zu substanziieren, den Beistand zu diesen Vorbringen anzuhören und danach zu entscheiden, ob im Sinne von Art. 445 Abs. 2 ZGB der bisherige Beistand von seinem Amt zu entbinden und ein neuer Beistand zu ernennen sei. Bis allerdings der neue Beistand ernannt ist, muss der bisherige sein Mandat weiterführen (Art. 444 ZGB), sofern die VB nicht gestützt auf Art. 307 ZGB und in sinngemässer Anwendung von Art. 386 ZGB oder sogar unter Geltendmachung von Art. 448 ZGB (Gefahr im Verzug) einen geeigneten Mandatsträger ernennt und einer allfälligen Beschwerde gestützt auf Art. 314 Ziff. 2 ZGB die aufschiebende Wirkung entzieht. Beachte, dass gegen die Amtsenthebung gemäss Art. 450 ZGB Beschwerde geführt werden kann, wobei der Beistand nicht geltend machen kann, er habe Anspruch auf eine volle Amtsdauer, sondern er müsste die Verletzung der Mündelinteressen ins Feld führen können.


5. Schlussfolgerung: Der Erziehungsbeistand hat keinen subjektiven Anspruch auf Fortsetzung seines Mandats unter der Verantwortlichkeit der übernehmenden VB, er hätte aber von der abgebenden Behörde von seinem Amt entbunden und zur Einreichung des Schlussberichts eingeladen werden müssen. Wenn Sie die Massnahme ohne diese Übereinkunft mit der abgebenden Behörde übernommen haben, steht der bisherige Beistand noch im Amt, er hat es nicht durch die Übertragung verloren. Sie können ihn aber, wenn er seinen Pflichten aus irgendwelchen Gründen nicht genügen kann (z.B. Ablehnung durch das ganze Familiensystem), seines Amtes entheben, wenn er selbst kein Verständnis für die Notwendigkeit eines Betreuerwechsels aufbringen kann (Art. 445 Abs. 2 ZGB).
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 30.4.2007
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